Geſetz- Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—ů— Nr. 6. 


(Fr. 7588.) Geſetz, betreffend die Ausführung der anderweiten Regelung der Grundſteuer 
in den Provinzen Schleswig -Holſtein, Hannover und Heſſen⸗Naſſau, ſowie 
in dem Kreiſe Meiſenheim. Vom 11. Februar 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen für den Umfang der Provinzen Schleswig⸗Holſtein, Hannover und 
Heſſen⸗Naſſau, ſowie des Kreiſes Meiſenheim, unter Zuſtimmung beider Häuſer 
des Landtages der Monarchie, was folgt: 


gl: 
Das Geſetz vom 21. Mai 1861., betreffend die anderweite Regelung der 
Grundſteuer (Geſetz-Samml. für 1861. S. 253.), ſoweit ſich daſſelbe auf die 
ſechs öſtlichen Provinzen des Staats bezieht, ferner das Geſetz von demſelben 
Tage, betreffend die für die Aufhebung der Grundſteuerbefreiungen und Bevor⸗ 
zugungen zu gewährende Entſchädigung (Geſetz-Samml. für 1861. S. 327), find 
nebſt den zu dieſen Geſetzen ergangenen erläuternden, ergänzenden und abändern⸗ 
den Vorſchriften, insbeſondere auch den in dem Geſetze vom 8. Februar 1867. 
(Geſetz⸗Samml. für 1867. ©. 185.) enthaltenen Beſtimmungen in den Provinzen 
Schleswig⸗Holſtein, Hannover und Heſſen⸗Naſſau, ſowie in dem Kreiſe Meiſen⸗ 
fahr mit den durch das gegenwärtige Geſetz feſtgeſtellten Maaßgaben zur Aus⸗ 
ührung zu bringen. 


I. Veranlagung Verwaltung und Erhebung der Grundſteuer. 


892 , e, 


Die Grundſteuer von den Liegenſchaften wird für die e 1 5 45, J. 
wig⸗Holſtein, Hannover und Heſſen⸗Naſſau, ſowie für den Kreis eiſenheim ,, 
vom 1. Januar 1875. ab auf einen Jahresbetrag von 3,200,000 num, > = m 
feſtgeſtellt. 5 Be „ 
Dieſer Betrag iſt nach Verhältniß des zu ermittelnden Reinertrages der... nd. een, 
ſteuerpflichtigen Liegenſchaften auf die einzelnen vorgenannten Provinzen und den e e e 
Kreis Meiſenheim gleichmäßig zu vertheilen. Die hiernach jedem einzelnen der . „ 
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vorgedachten Landestheile zufallende Grundſteuer⸗Hauptſumme iſt ohne Anrech. 
nung auf den im F. 3. des Grundſteuergeſetzes vom 21. Mai 1861. feftgeftellten 
Jahresbetrag von 10 Millionen Thaler vom 1. Januar 1875, ab als bleiben⸗ 
des Kontingent ($. 3. a. a. O.) an die Staatskaſſe zu entrichten. 
5 8 a 

Die Domanial⸗Grundſtücke der vormals reichsunmittelbaren Fürſten und 
Grafen, welche ſchon vor Auflöſung des Deutſchen Reichs zu ihren nunmehr 
ſtandesherrlichen Stamm- oder Familiengütern gehört haben, bleiben ; foweit fie 
zur Zeit zu der Grundfteuer überhaupt nicht herangezogen find, auch von der 
neuen Grundſteuer befreit, ſoweit fie dagegen der zur Zeit in dem betreffenden 
Landestheile beſtehenden landesüblichen Grundſteuer nur zu einem aliquoten Theile 
derſelben unterliegen, auch nur zur Entrichtung deſſelben Theils der neuen Grund: 
ſteuer verpflichtet. Desgleichen behält es bei der Grundſteuerfreiheit der Herzog⸗ 
lich Schleswig⸗Holſtein⸗Gottorpſchen Fideikommißgüter in dem durch den Staats⸗ 
Vertrag vom 27, September 1866. zugeſicherten Umfange ſein Bewenden. 


$. 4. 

Die Anzahl der in Gemäßheit des $. 9. der Anweiſung vom 21. Mai 
1861. (Geſetz-Samml. für 1861. S. 257.) zu ernennenden Generalkommiſſare 
wird auf zwei feſtgeſetzt. 

5 H. 5. 

Die Centralkommiſſion ($. 10. der vorerwähnten Anweiſung) wird ge 

bildet aus: 


1) dem Finanzminiſter oder ſeinem von ihm zu ernennenden Stellvertreter, 

2) den Generalkommiſſaren (F. 4), i 

3) vier von dem Finanzminiſter zu berufenden Sachverſtändigen, 

4) je vier Abgeordneten für jede der Provinzen Schleswig⸗Holſtein, Han⸗ 
nover und Heſſen⸗Naſſau, von denen zwei durch das Herrenhaus, zwei 


durch das Haus der Abgeordneten des Landtages der Monarchie zu 
wählen ſind. 
F. 6. 


Für die ganze Provinz Hannover fungirt nur ein Bezirkskommiſſar und 

eine Bezirkskommiſſion ($$. 11. und 13. der Anweiſung vom 21. Mai 1861.) 
Die Anzahl der Mitglieder dieſer Bezirkskommiſſion darf (mit Ausnahme des 
Vorſitzenden) die Zahl von zwölf nicht überſteigen. Der Bezirkskommiſſar und 
die Bezirkskommiſſion für den Regierungsbezirk Wiesbaden haben zugleich die 
Geſchäfte für den Kreis Meiſenheim zu verſehen. 5 > 

Sa, 

Die Einſchätzung der Liegenſchaften erfolgt parzellenweiſe unter Berück⸗ 
ſichtigung der Eigenthumsgrenzen. Die Ergebniſſe der Einſchätzung ſind ſowohl 
der Feſtſtellung der Grundſteuer⸗Hauptſummen (F. 2.)/ als deren Unterverthei⸗ 


lung innerhalb der einzelnen Gemeinde-, ſelbſtſtändigen Guts⸗ und beſonderen 
Grundſteuer⸗Erhebungsbezirke zum Grunde zu legen. 
g Eine 
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Eine proviſoriſche Untervertheilung der Grundſteuer⸗Hauptſummen ($. 7. 
des Grundſteuergeſetzes vom 21. Mai 1861.) findet nicht ſtatt. 


a N i 
Gegen die Ergebniſſe der Veranlagung ſteht zwar den einzelnen Grund» 
eigenthümern, nicht aber auch den Gemeindevorſtänden als ſolchen das Recht 
zur Erhebung von Reklamationen zu. Zur Erhebung von Reklamationen gegen 
die Veranlagungsergebniſſe ſind die Beſitzer ſelbſtſtändiger Gutsbezirke auch dann 
befugt, wenn zu den letzteren ſteuerpflichtige Grundſtücke anderer Eigenthümer 
nicht gehören. Die $$. 45. und 46. der Anweiſung vom 21. Mai 1861. blei⸗ 
ben daher außer Anwendung. Die Einleitung und Durchführung des Rekla⸗ 
mationsverfahrens erfolgt in Gemäßheit der $$. 12. bis 20. des Geſetzes vom 
8. Februar 1867. unter den folgenden beſonderen Beſtimmungen: 
1) Einwendungen wegen unrichtiger Einſchätzung aus dem im H. 13. Littr. d. 
a. a. O. bezeichneten Grunde find auch alsdann zuläſſig, wenn die un⸗ 
gleichmäßige Einſchätzung einzelner Grundſtücke gegen andere ſpeziell zu 
bezeichnende Grundſtücke in anderen Gemeinde- ꝛc. Bezirken be⸗ 
hauptet wird. 
2) Die Beſtimmungen in den $$. 14. 15. 17. 20., ſowie in dem zweiten 
Abſatze des $. 19. a. a. DO. bleiben außer Anwendung. 
Behufs Einleitung des Reklamationsverfahrens iſt jedem Grundeigen⸗ 
thümer ein Auszug aus dem Flurbuche (Güterauszug), welcher die dem 
erſteren gehörigen Grundſtücke nachweiſt, durch Vermittelung des Ge⸗ 
meindevorſtandes, beziehungsweiſe des Inhabers des ſelbſtſtändigen Guts⸗ 
bezirks 2c. mit dem Eröffnen zuzuſtellen, daß 
a) eiwaige Reklamationen binnen ſechs Wochen präklufivifcher, vom 
Tage der Zuſtellung beginnender Friſt ſchriftlich bei dem Veranla⸗ 
gungskommiſſar anzubringen feien; 
b) die Reklamanten jedoch, im Falle ihre Reklamationen von den zuſtän⸗ 
digen Behörden endgültig als unbegründet erkannt werden, zu 
gewärtigen haben, daß ihnen die durch die örtliche Unterſuchung 
entſtehenden Koſten zur Laſt gelegt und von ihnen im Verwal⸗ 
tungswege eingezogen werden würden; 
der Güterauszug, gleichviel ob eine Reklamation erhoben werde oder 
nicht, nach Ablauf der Reklamationsfriſt an den Gemeindevor⸗ 
ftand ꝛc. unverſehrt zurückzugeben ſei, widrigenfalls derſelbe auf 
Koſten des Grundeigenthümers neu angefertigt werden würde. 
Gleichzeitig mit der Ausgabe der Güterauszüge find die Flurbücher 
nebſt den dazu gehörigen Karten während eines Zeitraumes von ſechs 
Wochen an einem oder an einigen von dem Bezirkskommiſſar zu beſtim⸗ 
menden Orten des betreffenden Kreiſes unter Anweſenheit eines gleichfalls 
von dem Bezirkskommiſſar zu beſtimmenden techniſchen Beamten zur 
Einſicht aller Betheiligten offen zu legen. Daß, wo und von welchem 
Tage ab die Offenlegung erfolgen werde, iſt in geeigneter Weiſe zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. i 
(Nr. 7588.) 12* 4) Die 
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4) Die Entſcheidung über die im §. 16. zu 1. a. a. O. gedachten Anträge 

und Reklamationen erfolgt durch den Bezirkskommiſſar. — 
5) Die Prüfung der gegen die Einſchätzung erhobenen Reklamationen ($. 16. 

zu 2. a. a. O.) erfolgt durch die Veranlagungskommiſſion (F. 14. der 

Anweiſung vom 21. Mai 1861.), welche dieſelben, ſoweit fie als begrün⸗ 

det anerkannt werden, ſogleich — durch Beſeitigung der gerügten Män⸗ 

gel — zu erledigen, im Uebrigen aber der Bezirkskommiſſion (F. 13. der 
allegirten Anweiſung) gegenüber bei Einreichung aller Einſchätzungsarbeiten 
ſpeziell zu beleuchten hat. 
Die Entſcheidung über die unerledigt gebliebenen Reklamationen erfolgt 
nach Maaßgabe des H. 47. der Anweiſung vom 21. Mai 1861. durch 
die Bezirkskommiſſion, welche bei denjenigen Reklamationen, die als unbe⸗ 
gründet zurückzuweiſen ſind, auch darüber beſonders zu entſcheiden hat, 
ob und inwieweit der Reklamant die durch die örtliche Unterſuchung der 
Reklamation veranlaßten Koſten zu tragen hat. 

Gegen dieſe Feſtſetzungen hinſichtlich der Koſten der örtlichen Unter- 
ſuchung ſteht dem Reklamanten die Berufung auf die ſchließliche Ent⸗ 
ſcheidung des Finanzminiſters zu. 

i §. 9. 

Die Vorſchriften in den $$. 21. bis 28. des Geſetzes vom 8. Februar 1867. 

bleiben außer Anwendung. ; 
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$. 10, 

Die durch die Feſtſtellung der Grundſteuer-Hauptſummen und durch die 
Untervertheilung derſelben entſtehenden Koſten, mit Ausnahme der von den Re⸗ 
klamanten zu tragenden Koſten unbegründeter Reklamationen, ſowie der den 
Gemeinden, den Inhabern der ſelbſtſtändigen Gutsbezirke und den beſonderen 
Grundſteuer⸗Erhebungsbezirken angehörenden Grundſteuerpflichtigen obliegenden 
Leiſtungen ſind zu zwei Dritttheilen auf die Staatskaſſe zu übernehmen. Ein 
Dritttheil iſt von der Staatskaſſe vorzuſchießen und derſelben 5 

a) in den Provinzen Schleswig-Holſtein (Hannover und Heſſen⸗Naſſau 
nach Maaßgabe der Vorſchriften im $. 31. des Geſetzes vom 8. Februar 

1867. Seitens der Grundbeſitzer in den betreffenden Provinzen, 
pp) in dem Kreiſe Meiſenheim dagegen aus dem im $. 4. der Verordnung 
vom 12. Dezember 1864., betreffend die Feſtſtellung und Untervertheilung 
der Grundſteuer in den beiden weſtlichen Provinzen (Geſetz-Samml. 
S. 683.), bezeichneten Fonds zur Erhaltung des Grundſteuer⸗Kataſters 

wieder zu erſtatten. 


§. 11. 


5 Die Elementarerhebung der neu veranlagten Grundſteuer erfolgt nicht 
nach den in den §§. 40. 42. 46. bis 49. des Geſetzes vom 8. Februar 1867. 
enthaltenen Vorſchriften, ſondern nach den für die Provinzen Rheinland und 
Weſtphalen beſtehenden Grundſätzen unmittelbar durch die beſtellten Steuerem⸗ 
pfänger (99. 2. a. und 3, $. 40. des Grundſteuergeſetzes für die beiden 1 

3 ro⸗ 
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Provinzen vom 21. Januar 1839., Geſetz Samml. für 1839. S. 30. und Aller⸗ 


höchſte Kabinetsorder vom 6. Februar 1841., Geſetz-Samml. für 1841. S. 29.) 
Die von den Grundſteuerpflichtigen aufzubringenden Koſten der Elementar- 


Erhebung werden auf drei Prozent der Grundſteuer und der etwaigen Beiſchläge 


zu derſelben feſtgeſtellt. 
512,7: 

Die Verwaltung des Grundſteuer⸗Kataſters und aller damit zuſammen⸗ 
hängenden beſonderen Einrichtungen erfolgt in dem Kreiſe Meiſenheim vom 
1. Januar 1875. ab nach den dieſerhalb für die Rheinprovinz beſtehenden Be⸗ 
ftimmungen. 7 
Ä $. 13. 

Hinſichtlich der Verbindlichkeit der zu Servituten oder Reallaſten Be 
rechtigten, zur Grundſteuer der verpflichteten Grundſtücke deren Beſitzern einen Beitrag 
zu leiſten, behält es bei den innerhalb der einzelnen Landestheile beſtehenden be⸗ 
ſonderen Beſtimmungen fein Bewenden. 


F. 14. 


Vom 1. Januar 1875. ab kommen die für die Provinz Hannover und 
für den Kreis Meiſenheim geltenden Beſtimmungen im F. 6. Littr. a. der Ver⸗ 
ordnung vom 28. April 1867. (Geſetz⸗Samml. für 1867. S. 533.) und im $. 6. 
Littr. a. der Verordnung vom 4. Juni 1867. (Gefeß-Samml. für 1867. S. 761.), 
wonach bei Veranlagung der Gebäude zur Gebäudeſteuer die Feſtſtellung des 
Nutzungswerthes der erſteren ohne Berückſichtigung der dazu gehörigen Hausgärten 
zu bewirken iſt, in Wegfall. - 


II. Grundſteuer⸗Entſchaͤdigung. 


$. 15. 


An Stelle der Vorſchriften in den $$. 4. bis 15. und 17. 18. des Grund» 
ſteuer⸗Entſchädigungsgeſetzes vom 21. Mai 1861. treten folgende Beſtimmungen: 
1) Die Beſitzer ſolcher ländlichen oder ſtädtiſchen Grundſtücke, welche ſeither 

von der in dem betreffenden Landestheile allgemein beſtehenden Grund— 

ſteuer verfaſſungsmäßig oder aus beſonderen Gründen befreit oder hin- 

ſichtlich derſelben verfaſſungsmäßig bevorzugt geweſen find, erhalten, fo: 

weit ſie weder einen Rechtstitel der im §. 2. a. a. O. gedachten Art für 

ſich geltend machen können, noch zu den im F. 3. a. a. O. bezeichneten 
gehören, als Entſchädigung den Y,osrfachen Betrag desjenigen Grund⸗ 


ſteuerbetrages, welcher von den betreffenden Gütern oder Grundſtücken 


nach den Ergebniſſen der neuen Veranlagung mehr als ſeither zur Staats- 
kaſſe zu entrichten iſt. 
2) Auf die vorgedachte Entſchädigung haben keinen Anſpruch die Beſitzer: 
a) derjenigen Grundſtücke, welche erweislich den beſtehenden Vorſchriften 
entgegen ohne Uebernahme eines verhältnißmäßigen Grundſteuer⸗ 
antheils von anderen bereits landesüblich beſteuerten Gütern und 
(Nr. 7588.) a 8 Grund⸗ 
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Grundſtücken abgetrennt und dadurch thatſächlich ſteuerfrei geftellt 


find; | 

b) ſolcher Güter und Grundſtücke, deren thatſächliche Steuerfreiheit 

ſchon nach der beſonderen, in dem betreffenden Landestheile beſtehen⸗ 

den Grundſteuerverfaſſung nicht zu Recht beſteht, vielmehr nach den 

Grundſätzen dieſer Verfaſſung zu jeder Zeit ohne Entſchädigung 
aufgehoben werde konnte. 

3) Behufs Ermittelung der nach den $$. 2. und 3. a. a. O. und nach 

vorſtehender Nr. 1. zuläſſigen Entſchädigungsanſprüche ſind dieſelben bei 

dem zuſtändigen Kreislandrathe bis zu einem durch das Regierungs⸗Amts⸗ 


und Kreisblatt von zwei zu zwei Monaten bekannt zu machenden, auf. 


ſechs Monate von der erſten Bekanntmachung ab hinauszurückenden 
Präkluſivtermine ſchriftlich oder protokollariſch anzumelden. Dieſe Be⸗ 
kanntmachung iſt außerdem innerhalb der einzelnen Gemeinden und ſelbſt⸗ 
ſtändigen Gutsbezirke in ortsüblicher Weiſe zu veröffentlichen. 

Die Anſprüche auf Gewährung einer Entſchädigung, welche bis 
zu dem vorbezeichneten Termine nicht in der vorgeſchriebenen Form oder 
nicht am richtigen Orte angemeldet worden, find als erloſchen anzuſehen. 


4) Die Entſcheidung über die auf Gewährung einer Entſchädigung nach 
vorſtehender Nr. 1. gerichteten Anſprüche, ſowie die Feſtſtellung der hier⸗ 
auf bezüglichen Entſchädigungsbeträge ſteht der Bezirksregierung zu, 
unter Vorbehalt des Rechts der betreffenden Grundeigenthümer, innerhalb 
einer Präkluſivfriſt von ſechs Wochen nach der Behändigung jener Ent⸗ 
ſcheidung gegen letztere den Rekurs an die im F. 19. des Grundſteuer⸗ 
gal d dee vom 21. Mai 1861. angeordnete Kommiſſion ein⸗ 
zulegen. 

Gegen die Entſcheidung der Kommiſſion findet ein weiteres Rechts⸗ 
mittel nicht ſtatt. 


$. 16. 


Auf die zur Gewährung der Entſchädigungsbeträge nach dem gegenwärtigen 
Geſetze auszufertigenden Staatsſchuldverſchreibungen finden die Beſtimmungen in 
dem F. 20. des Grundſteuer⸗Entſchädigungsgeſetzes vom 21. Mai 1861. mit den 
aus den §F. 2. 3. und 7. Abſatz 2. und 3. des Geſetzes, betreffend die Kon— 
ſolidation Preußiſcher Staatsanleihen vom 19. Dezember 1869. (Geſetz-Samml— 
S. 1197), ſich ergebenden Abweichungen Anwendung. 

Die Verzinſung der in baarem Gelde geleiſteten Entſchädigungsbeträge 


nach Maaßgabe des $. 21. des Grundſteuer⸗Entſchädigungsgeſetzes vom 21. Mai 


1861. beginnt mit dem 1. Februar 1875. 


. 17. 


Behufs Feſtſtellung der Legitimation der Entſchädigungsberechtigten und 


Behufs Ermittelung der Realgläubiger und ſonſtigen Realberechtigten gelangen 
diejenigen Vorſchriften des §. 23. des Grundſteuer⸗Entſchädigungsgeſetzes vom 
21. Mai 1861. zur Anwendung, welche ſich auf Landestheile beziehen, in nn 

eine 
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keine Hypothekenbücher vorhanden find. Im Falle des F. 26. des citirten Geſetzes 
hat ſich die Auseinanderſetzungsbehörde nach den Beſtimmungen wegen Wahrung 
der Rechte dritter Perſonen bei Verwendung von Abfindungskapitalien für die 
Ablöſung von Servituten oder Reallaſten zu richten, welche in dem betreffenden 
Landestheile in Geltung ſind. 


III. Ausſonderung der Grundſteuer aus den ſogenannten ſtehenden = 
Gefaͤllen in der Provinz Schleswig -Holftein. 2 
$. 18, 5 
Die für das Gebiet der Provinz Schleswig-Holſtein nach F. 4. der Ver⸗ 
ordnung vom 28. April 1867. (Geſ. Samml. für 1867. S. 543.) von der 
Regierung erlaſſenen Entſcheidungen darüber, welche unter den ſogenannten ſtehen⸗ 
den Gefällen enthaltenen Beträge ganz in Wegfall zu ſtellen, oder auf drei 
Viertheile ihres bisherigen Jahresbetrages zu ermäßigen find, erlangen die Kraft 
einer endgültigen Feſtſetzung, wenn dagegen nicht innerhalb ſechs Wochen nach 
ihrer Zuſtellung, beziehungsweiſe, ſofern ſie bereits vor dem Zeitpunkte, mit 
welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, erlaſſen ſind, innerhalb ſechs Wochen nach 
dem letzteren Zeitpunkte, der Rekurs bei dem Finanzminiſter angebracht wird. 
Gegen dieſe Entſcheidung des Finanzminiſters ſteht den Grundbeſitzern 
binnen drei Monaten nach deren Zuſtellung beziehungsweiſe nach dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes der Rechtsweg offen. Wird innerhalb dieſer Friſt die 
Klage nicht bei dem zuſtändigen Gerichte eingereicht, ſo behält es bei der Ent⸗ 
ſcheidung des Finanzminiſters ſein Bewenden. 


IV. Allgemeine Beſtimmungen. 


i §. 19. 5 
Bei der Ausführung dieſes Geſetzes treten in der Provinz Hannover 
an Stelle der Landräthe die Kreishauptmänner, an Stelle der Bezirksregierungen 
Ef Finanzdirektion und an Stelle der Regierungs⸗Hauptkaſſen die Bezirks⸗Haupt⸗ 
aſſen. - = 
$. 20. 


Die hinſichtlich der Grundſteuer in den Provinzen Schleswig - Holftein, 
Hannover und Heſſen-Naſſau, ſowie in dem Kreiſe Meiſenheim beſtehenden 
Vorſchriften, welche den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes entgegenſtehen, 8 
oder ſich mit denſelben nicht vereinigen laſſen, treten mit dem 1. Januar 1875. 7° ara 
außer Kraft. Insbeſondere werden alsdann auch diejenigen grundſteuerartigen 7 e Se 
Abgaben, welche zur Zeit in einzelnen Theilen der vorgenannten Provinzen von 
nutzbaren dinglichen Rechten, Gefällen ꝛc. beſonders erhoben werden, gegen die 
neu einzuführende Grundſteuer außer Hebung geſetzt. : 


F. 21. 


Durch den Erlaß dieſes Geſetzes findet der Vorbehalt in den wegen Ein⸗ 
führung der Preußiſchen Geſetzgebung über die direkten Steuern in den Pro⸗ 
(Nr. 7588.) vin⸗ 


I a 
res Er 


vinzen Schleswig⸗Holſtein, Hannover und Heffen-Naffau, ſowie in dem Kreiſe 

Meiſenheim ergangenen Verordnungen, und zwar: i 

a) im F. 3. der Verordnung vom 28. April 1867. für das vormalige 
Königreich Hannover (Geſetz-Samml. für 1867. S. 533.), 


b) im F. 3. der Verordnung vom 28. April 1867. für das vormalige 5 


Kurfürſtenthum Heſſen (Geſetz-Samml. für 1867. S. 5380), 

e) im H. 3. der Verordnung vom 28. April 1867. für die Herzogthümer 
Schleswig-Holſtein (Geſetz-Samml. für 1867. S. 543.), 

d) im §. 3. der Verordnung vom 11. Mai 1867. für die zum Regierungs⸗ 
bezirk Wiesbaden vereinigten Landestheile, ſowie für den vormals Groß⸗ f 
herzoglich Heſſiſchen Kreis Vöhl mit Einſchluß der Enklave Eimelrod 
und Höringhauſen (Geſetz-Samml. für 1867. S. 593.), a 

e) im F. 3. der Verordnung vom 4. Juni 1867. für den vormals Land⸗ 
gräflich Heſſen⸗Homburgiſchen Oberamtsbezirk Meiſenheim (Geſetz-Samml. 
für 1867. S. 761.), 

f) im $. 3. der Verordnung vom 24. Juni 1867. für die vormals Bayeri⸗ 
ſchen Gebietstheile Bezirksamt Gersfeld und Landgerichtsbezirk Orb ohne 
Aura (Geſetz⸗Samml. für 1867. S. 842.) 

eine Erledigung. 

a 2 $. 22. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes iſt der Finanzminiſter beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift : und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. f 
Gegeben Berlin, den 11. Februar 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard- Schönhaufen. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. 
v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Camphauſen. 8 
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(N. v. Decker). 


